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Stellungnahme  

zum Diskussionsentwurf für eine  

Buchführungsdatenschnittstellenverordnung  
 

I. Vorbemerkung 

Der Hauptverband der landwirtschaftlichen Buchstellen und Sachverständigen e. V. (HLBS) 
begleitet das deutsche Steuerrecht seit über 100 Jahren und setzt sich seither für eine praxis-
orientierte Umsetzung der steuerrechtlichen Rahmenbedingungen im Bereich der Land- und 
Forstwirtschaft ein. Der HLBS erlaubt sich zum Entwurf einer Buchführungsdatenschnitt-
stellenverordnung (DSFinVBV) folgende Stellungnahme abzugeben: 

II. Grundsätzliche Position 

Der HLBS begrüßt das Ziel des Verordnungsentwurfs, durch eine einheitliche digitale 
Schnittstelle die Bereitstellung von Buchführungsdaten für steuerliche Außenprüfungen zu 
vereinfachen und die Digitalisierung steuerlicher Prüfungsverfahren voranzubringen. 

Positiv zu bewerten ist zudem, dass gegenüber dem ersten Diskussionsentwurf verschiedene 
praxisrelevante Anpassungen vorgenommen wurden, insbesondere im Hinblick auf Mehr-
systemlandschaften, die Nachvollziehbarkeit von Buchführungsdaten und die Historisierung 
von Stammdaten. 

Gleichwohl bestehen weiterhin erhebliche praktische, technische und rechtliche Bedenken. 
Der HLBS unterstützt die Schaffung eines einheitlichen Datenstandards. Die Verordnung 
muss jedoch verhältnismäßig, rechtssicher und praxistauglich ausgestaltet werden und darf 
insbesondere keine neuen materiellen Aufzeichnungs-, Dokumentations- oder Historisie-
rungspflichten begründen. 

III. Besondere Betroffenheit land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 

Land- und forstwirtschaftliche Betriebe nutzen regelmäßig eine Vielzahl spezialisierter Soft-
warelösungen und Vorsysteme, etwa für Flächenbewirtschaftung, Tierhaltung, Fördermittel-
verwaltung, Direktvermarktung oder Warenwirtschaft. Hinzu kommen häufig komplexe Be-
triebs- und Gesellschaftsstrukturen sowie systemübergreifende Datenverarbeitungsprozesse. 

Zusätzliche Anforderungen an Datenhaltung, Historisierung, Systemintegration und Daten-
bereitstellung führen daher insbesondere bei kleinen und mittleren Betrieben zu erheblichem 
organisatorischem und finanziellem Aufwand. Gleiches gilt für die steuerberatenden Berufe, 
die ihre Mandanten bei der Umsetzung der neuen Anforderungen begleiten. 
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Vor diesem Hintergrund kommt einer praxisgerechten und verhältnismäßigen Ausgestaltung 
der DSFinVBV besondere Bedeutung zu. 

IV.  Wesentliche Forderungen 

Aus Sicht des HLBS sollten bei der weiteren Ausgestaltung der Verordnung insbesondere 
folgende Punkte berücksichtigt werden: 

1. Die DSFinVBV muss ein technischer Bereitstellungsstandard bleiben 

Die Verordnung darf keine neuen materiellen Aufzeichnungs-, Dokumentations- oder Histo-
risierungspflichten begründen. Zudem sollte klargestellt werden, dass rein technische Ex-
port-, Format- oder Mappingfehler keine nachteiligen steuerlichen Rechtsfolgen auslösen, 
sofern die Buchführung materiell ordnungsgemäß und prüfbar ist. 

2. Der Datenstandard muss praxistauglich und verhältnismäßig sein 

Der verpflichtende Datenumfang sollte auf gesetzlich aufzeichnungspflichtige und prü-
fungsrelevante Kerndaten beschränkt werden. Komplexe Mehrsystemlandschaften, System-
migrationen und branchenspezifische Besonderheiten müssen angemessen berücksichtigt 
werden. 

3. Rechtssicherheit und ausreichende Umsetzungsfristen gewährleisten 

Die Übergangsfrist sollte erst beginnen, wenn sämtliche technischen Spezifikationen, Taxo-
nomien und Validierungsregeln vollständig veröffentlicht sind. Zudem bedarf es angemes-
sener Nichtbeanstandungsregelungen für die Einführungsphase. 

V.  Einzelanmerkungen zum Verordnungsentwurf 

1. Reichweite, Rechtsfolgen und Verhältnismäßigkeit 

Zu Teil 1 Abschnitt 1 „Allgemeine Grundsätze“; § 1 Abs. 1 DSFinVBV-E zur Schnittstellen-
pflicht; § 1 Abs. 2 DSFinVBV-E zur Einbeziehung der in §§ 4 bis 18 bestimmten Daten; § 1 
Abs. 4 DSFinVBV-E zur gesetzlichen Aufzeichnungspflicht; § 1 Abs. 5 DSFinVBV-E zum Min-
destumfang; § 2 Abs. 3 DSFinVBV-E zu Nach-, Um- und Abschlussbuchungen außerhalb des 
Datenverarbeitungssystems. 

Kritisch ist die Verbindung detaillierter technischer Mindeststandards mit möglichen steuerli-
chen Rechtsfolgen. Der Entwurf stellt zwar in § 1 Abs. 4 DSFinVBV-E klar, dass eine Export-
pflicht nur besteht, soweit eine gesonderte gesetzliche Aufzeichnungspflicht besteht. Zugleich 
definiert § 1 Abs. 5 DSFinVBV-E die nach den Abschnitten 2 bis 4 bereitzustellenden Daten 
als Mindestumfang. 
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Diese Kombination kann in der Praxis dazu führen, dass technische Export-, Format- oder 
Mappingfehler wie materielle Buchführungsmängel behandelt werden. Eine materiell ord-
nungsgemäße, nachvollziehbare und prüfbare Buchführung darf jedoch nicht allein deshalb 
ihre Beweiskraft verlieren, weil der Z3-Export nicht in jedem technischen Detail den Vorgaben 
der DSFinVBV entspricht. 

Petitum:  

Es sollte ausdrücklich geregelt werden, dass rein technische Abweichungen vom Export-
standard keine unmittelbaren Schätzungs- oder Beweisnachteile auslösen, sofern die zu-
grunde liegenden Buchführungsdaten materiell ordnungsgemäß, vollständig, nachvoll-
ziehbar und prüfbar sind. 

 

2. Mehrsystemlandschaften und Systemmigration 

Zu Teil 1 Abschnitt 1; § 3 Abs. 1 DSFinVBV-E zur getrennten Bereitstellung bei mehreren 
Datenverarbeitungssystemen; § 3 Abs. 2 DSFinVBV-E zur Kennzeichnung aggregierter Da-
tenübernahmen; § 3 Abs. 3 DSFinVBV-E zur Zusammenfassung mehrerer Konten und zum 
Verbot der Aufteilung eines Kontensaldos; § 4 Abs. 25 und 26 DSFinVBV-E zu den Feldern 
„HERKUNFT“ und „HERKUNFT_SCHLUESSEL“. 

Positiv ist, dass der Entwurf Mehrsystemlandschaften ausdrücklich adressiert. In der Praxis 
entstehen Buchführungsdaten häufig in ERP-Systemen, Vorsystemen, Warenwirtschaft, 
Kasse, DMS, Plattformen, Anlagenbuchhaltung oder Lohnsystemen. § 3 Abs. 1 DSFinVBV-E 
trägt dem Grundsatz nach Rechnung, indem getrennte Exporte vorgesehen sind, wenn keine 
vollständige Einzelübernahme erfolgt. 

Problematisch ist jedoch § 3 Abs. 3 Satz 2 DSFinVBV-E. Danach ist es nicht zulässig, den 
Saldo eines Kontos des ersten Datenverarbeitungssystems auf mehrere Konten des zweiten 
Datenverarbeitungssystems aufzuteilen. Dies ist für Systemwechsel, Kontenrahmenumstellun-
gen, M&A-Transaktionen, Ausgliederungen, Konzernharmonisierungen und Verfeinerungen 
von Erlös- oder Aufwandskonten praxisfern. 

Die progressive und retrograde Prüfbarkeit kann auch bei einer Aufteilung gewährleistet wer-
den, wenn Transformationsregeln, Migrationsprotokolle und Verfahrensdokumentation vorlie-
gen. Entscheidend sollte die Nachvollziehbarkeit sein, nicht die Vorgabe einer bestimmten 
Migrationsmethodik. 

Petitum: 

§ 3 Abs. 3 DSFinVBV-E sollte dahingehend angepasst werden, dass auch die Aufteilung 
eines Kontensaldos auf mehrere Konten zulässig ist, sofern die Transformation doku-
mentiert ist und die progressive sowie retrograde Prüfbarkeit erhalten bleibt. 
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3. Umfang des Datenstandards und Umsetzungsaufwand 

Zu Teil 1 Abschnitt 2 „Allgemeiner inhaltlicher Datenstandard“; §§ 4 bis 19 DSFinVBV-E; 
insbesondere § 4 Abs. 1 bis 3 DSFinVBV-E mit 29 Feldern für das Journal; § 17 DSFinVBV-
E zu digitalen Belegen; § 18 DSFinVBV-E zum Anlagevermögen; § 19 DSFinVBV-E zu Ex-
portstammdaten. 

Der Datenstandard ist sehr breit angelegt. Er umfasst neben allgemeinen Buchführungsdaten 
auch Saldenlisten, Sach- und Personenkonten, Veränderungsdaten, Gesellschafterkonten, Um-
satzsteuerdaten, E-Bilanz-Überleitungsdaten, digitale Belege, Anlagevermögen und Export-
stammdaten. Allein § 4 Abs. 3 DSFinVBV-E enthält 29 Felder für die allgemeinen Buchfüh-
rungsdaten. 

Für Softwarehersteller bedeutet dies erheblichen Entwicklungs-, Test- und Wartungsaufwand. 
Für Steuerpflichtige und Kanzleien entstehen zusätzliche Pflichten zur Datenprüfung, Plausi-
bilisierung, Fehlerklärung, Prozessdokumentation und Abstimmung mit Vorsystemen. Beson-
ders betroffen sind heterogene Systemlandschaften, in denen nicht alle Vorsysteme denselben 
Reifegrad oder dieselbe Exportfähigkeit besitzen. 

Petitum: 

Der verpflichtende Mindeststandard sollte auf gesetzlich aufzeichnungspflichtige und 
prüfungsrelevante Kerndaten begrenzt werden. Eine stufenweise Einführung, zunächst 
für Kernbuchführungsdaten nach § 4 DSFinVBV-E, wäre praxistauglicher. 

 

4. Umsatzsteuerjournal und umsatzsteuerliche Zusatzanforderungen 

Zu Teil 1 Abschnitt 2; § 12 Abs. 1 bis 9 DSFinVBV-E zu Vorgaben des Umsatzsteuerjournals; 
§ 13 Abs. 1 DSFinVBV-E mit 18 Feldern für das Umsatzsteuerjournal; § 13 Abs. 3 bis 18 
DSFinVBV-E zu einzelnen Feldern, insbesondere UST_SCHL, BMG, UST, VOST, UST_ID, 
VAZ, URSPR_LAND, BEST_LAND; §§ 14 und 15 DSFinVBV-E zu Stammdaten und Verän-
derungsdaten Umsatzsteuer. 
Besonders kritisch sind die Vorgaben zum Umsatzsteuerjournal. § 13 Abs. 1 DSFinVBV-E 
verlangt eine Datei mit 18 Feldern. Die Felder betreffen unter anderem Bemessungsgrundlage, 
Umsatzsteuer, Vorsteuer, Steuerkonten, Voranmeldungskennziffern, Umsatzsteuer-Identifika-
tionsnummern, Voranmeldungszeitraum, Ursprungs- und Bestimmungsland sowie Steuers-
ätze. 

Soweit diese Informationen bisher nicht in der geforderten Struktur oder Granularität gesetz-
lich aufzeichnungspflichtig sind, besteht die Gefahr, dass der Entwurf faktisch zusätzliche um-
satzsteuerliche Aufzeichnungspflichten schafft. Dies gilt insbesondere für Feldvorgaben, die 
über die im UStG oder in der UStDV angelegten Aufzeichnungspflichten hinausgehen oder im 
operativen Buchführungssystem bisher nicht in dieser Form geführt werden. 
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Auch § 12 Abs. 9 DSFinVBV-E, wonach die Felder des Umsatzsteuerjournals mit Ausnahme 
des Feldes JOURNAL_NR in die Datei nach § 4 integriert werden können, löst das Problem 
nicht. Dadurch wird lediglich die technische Dateiablage flexibilisiert, nicht aber der inhaltli-
che Umfang der abverlangten Informationen reduziert. 

Petitum:  

Die Vorgaben zum Umsatzsteuerjournal sollten auf gesetzlich ausdrücklich aufzeich-
nungspflichtige Informationen begrenzt werden. Technische Feldstrukturen dürfen 
keine eigenständigen materiellen Aufzeichnungspflichten begründen. 

 

5. Überleitung zur E-Bilanz 

Zu Teil 1 Abschnitt 2; § 16 Abs. 1 DSFinVBV-E zur Datei „Ueberleitung_E_Bilanz“; § 16 
Abs. 3 DSFinVBV-E zu den Feldern TAX_POS, KONTO_NR, TAX_BETRAG, 
TAX_KORR_BETRAG und TAX_KORR_TEXT; § 16 Abs. 5 bis 10 DSFinVBV-E zu Taxono-
mieposition, Kontonummer, Taxonomiebetrag und steuerlichen Korrekturen; zusätzlich § 19 
Abs. 8 und 9 DSFinVBV-E zu Taxonomie-Art, Taxonomie-Version und Bilanzierungsstan-
dard. 
Die Regelung zur Überleitung zur E-Bilanz ist systematisch zweifelhaft. Die E-Bilanz ist be-
reits Gegenstand eines eigenständigen Übermittlungsverfahrens nach § 5b EStG. Eine zusätz-
liche Abbildung von E-Bilanz-Überleitungsinformationen im DSFinVBV-Export führt zu Re-
dundanzen, Abstimmungsaufwand und Inkonsistenzrisiken. 

In der Praxis wird die E-Bilanz häufig nicht im operativen Buchführungs- oder ERP-System 
erstellt, sondern in Steuerreporting-, Kanzlei- oder Deklarationssystemen. Eine verpflichtende 
Bereitstellung nach § 16 DSFinVBV-E kann daher dazu führen, dass steuerliche Ableitungs-
logiken in Systeme zurückgespielt werden müssen, die diese Informationen bisher nicht origi-
när führen. 

Petitum: 

§ 16 DSFinVBV-E sollte gestrichen oder zumindest als optionale Bereitstellung ausgestal-
tet werden, soweit die entsprechenden Informationen der Finanzverwaltung bereits über 
die E-Bilanz vorliegen oder anderweitig prüfbar bereitgestellt werden können. 

 

6. Technischer Datenstandard, xBRL-CSV, JSON-Metadaten und 
Spezifikationen 

Zu Teil 1 Abschnitt 4 „Technische Grundsätze“; § 21 Abs. 1 DSFinVBV-E zum xBRL-csv-
Standard Version 1.0; § 21 Abs. 2 DSFinVBV-E zu gesonderten CSV-Dateien für §§ 4 bis 19 
und JSON-Metadateien; § 21 Abs. 3 DSFinVBV-E zur Bekanntmachung genauer Beschrei-
bung, Struktur und Taxonomie durch BMF-Schreiben; § 23 Abs. 1 bis 7 DSFinVBV-E zu 
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CSV-Spaltenköpfen, Feldlängen, Dezimalstellen, Datums- und Uhrzeitformaten sowie Geld-
beträgen. 
Die Vorgabe eines technischen Datenstandards auf Basis von xBRL-csv sowie ergänzender 
JSON-Metadateien ist grundsätzlich geeignet, eine einheitliche und maschinell auswertbare 
Datenbereitstellung sicherzustellen. Positiv ist insbesondere die Verwendung eines offenen, 
international etablierten Standards, welcher Synergien mit bestehenden Schnittstellen sowie 
eine Durchgängigkeit zu den XBRL-basierten Daten der E-Bilanz ermöglicht. 

Die konkrete Ausgestaltung führt aber zu erheblichem Implementierungs-, Validierungs- und 
Wartungsaufwand. Softwarehersteller müssen nicht nur CSV-Dateien erzeugen, sondern auch 
Metadaten, Taxonomiebezüge, Feldregeln und Validierungen konsistent abbilden. 

Planungsunsicherheit entsteht dadurch, dass die genaue Beschreibung und Struktur der CSV-
Dateien, JSON-Dateien und Taxonomie nach § 21 Abs. 3 DSFinVBV-E erst durch ein nach-
gelagertes BMF-Schreiben bekanntgemacht werden soll. Solange diese Spezifikationen nicht 
final vorliegen, können Hersteller, Kanzleien und Steuerpflichtige die Umsetzung nicht belast-
bar planen. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es sachgerecht, die Übergangsfrist erst mit der Veröffentli-
chung einer vollständig ausgearbeiteten und stabilen Spezifikationsbasis beginnen zu lassen. 
Zudem sollte die Entwicklung der Taxonomie stärker unter Beteiligung der betroffenen Praxis 
erfolgen. Eine parallele Erarbeitung von Verordnung und Taxonomie im laufenden Verfahren 
würde darüber hinaus die Umsetzbarkeit zum Zeitpunkt der Veröffentlichung sicherstellen und 
allen Beteiligten die erforderliche Planungssicherheit geben. 

Petitum:  

Es sollte eine synchrone Erstellung von DSFinVBV und Taxonomie im laufenden Ver-
fahren unter Einbindung von Softwareherstellern, steuerlichen Beratern und weiteren 
Stakeholdern erfolgen. Die Übergangsfrist sollte erst beginnen, wenn sämtliche techni-
schen Spezifikationen, Taxonomien, Musterdateien, Validierungsregeln und Testumge-
bungen final veröffentlicht sind. Zudem sollte ein offizieller Validierungsdienst bereitge-
stellt werden. 

 

7. Umgang mit leeren Feldern 

Zu Teil 1 Abschnitt 4; § 22 Abs. 1 DSFinVBV-E zum Leerlassen nicht vorhandener oder nicht 
befüllbarer Felder; § 22 Abs. 2 DSFinVBV-E zum Verbot von Nil-Werten, anderen Werten 
oder Nullen; ergänzend § 23 Abs. 2 bis 7 DSFinVBV-E zu formalen CSV- und Feldvorgaben. 
Die Regelung in § 22 DSFinVBV-E ist grundsätzlich zu begrüßen, weil sie anerkennt, dass 
nicht jedes Feld in jedem Datenverarbeitungssystem vorhanden oder befüllbar ist. Allerdings 
bleibt unklar, wie die Finanzverwaltung im Prüfungsfall zwischen „nicht vorhanden“, „nicht 
befüllbar“, „gesetzlich nicht geschuldet“ und „technisch nicht erhoben“ unterscheiden wird. 
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Ohne Schutzregel besteht das Risiko, dass leere Felder als Mangel des Exports oder sogar als 
Mangel der Buchführung interpretiert werden, obwohl die Information gesetzlich nicht auf-
zeichnungspflichtig war oder zulässigerweise nicht im eingesetzten System geführt wurde. 

Petitum:  

§ 22 DSFinVBV-E sollte um eine ausdrückliche Nichtbeanstandungsregel ergänzt wer-
den: Ein leeres Feld darf nicht beanstandet werden, wenn die betreffende Information 
gesetzlich nicht aufzeichnungspflichtig ist oder im eingesetzten System zulässigerweise 
nicht vorhanden ist. 

 

8. Branchenspezifische Besonderheiten und Gleichbehandlung 

Zu Teil 1 Abschnitt 3 „Regelungen für bestimmte Branchen“; § 20 Abs. 1 DSFinVBV-E zur 
Anwendung für Kreditinstitute; § 20 Abs. 2 DSFinVBV-E zu Erleichterungen bei KURS_FW 
und aggregierten Buchungen; § 20 Abs. 3 DSFinVBV-E zu KTO_UART. 
Der Entwurf sieht Sonderregelungen nur für Kreditinstitute vor. Das zeigt, dass branchenspe-
zifische Besonderheiten grundsätzlich anerkannt werden. Vergleichbare praktische Schwie-
rigkeiten bestehen jedoch auch in anderen Branchen mit hohem Buchungsvolumen, komple-
xen Vorsystemen oder Plattformstrukturen, etwa im E-Commerce, in der Telekommunika-
tion, bei Konzernstrukturen oder bei stark arbeitsteiligen Geschäftsmodellen. 

Eine Sonderregelung nur für eine Branche kann zu Ungleichbehandlungen führen, wenn an-
dere Branchen vergleichbare oder höhere Umsetzungsschwierigkeiten haben. Entscheidend 
sollte nicht die Branchenzugehörigkeit, sondern die objektive Komplexität von Datenvolu-
men, Systemarchitektur und Nachvollziehbarkeit sein. 

Petitum:  

Neben § 20 DSFinVBV-E sollte eine allgemeine Öffnungs- oder Härtefallklausel aufge-
nommen werden, die alternative, dokumentierte und prüfbare Bereitstellungsformen bei 
besonderen Branchen-, System- oder Volumenstrukturen zulässt. 

 

9. Übergangsfrist, Anwendungszeitpunkt und gemischte Prüfungszeiträume 

Zu Teil 2 „Schlussvorschriften“; § 24 DSFinVBV-E zur Anwendung nur für Wirtschaftsjahre, 
die nach Inkrafttreten beginnen; § 25 DSFinVBV-E zum Inkrafttreten am 31. Dezember des 
dritten auf die Verkündung folgenden Jahres. 
Die vorgesehene Übergangsfrist erscheint angesichts des Umfangs der technischen und orga-
nisatorischen Änderungen zu kurz. Softwarehersteller müssen Spezifikationen umsetzen, tes-
ten und ausrollen. Steuerpflichtige müssen Systeme aktualisieren, Stammdaten bereinigen, 
Prozesse dokumentieren und Verantwortlichkeiten festlegen. Steuerkanzleien müssen Man-
danten beraten, Datenflüsse prüfen und Mitarbeitende schulen. 
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Unklar bleibt zudem der Umgang mit Außenprüfungen, die mehrere Wirtschaftsjahre umfas-
sen und damit sowohl Zeiträume vor als auch nach der Anwendung der DSFinVBV betreffen. 
Hier drohen Abgrenzungsfragen und Streit über den Umfang der bereitzustellenden Daten. 

Petitum:  

Übergangsfrist sollte verlängert und mit einer mehrjährigen Nichtbeanstandungsrege-
lung verbunden werden. Für gemischte Prüfungszeiträume sollte klargestellt werden, 
dass DSFinVBV-Anforderungen nur für Wirtschaftsjahre gelten, die eindeutig in den 
Anwendungsbereich nach § 24 DSFinVBV-E fallen. 

 

10. Systemübergreifende Pflichtfelder und Auswirkungen auf Vorsysteme 

Zu Teil 1 Abschnitt 2 „Allgemeiner inhaltlicher Datenstandard“; § 4 Abs. 3 Nr. 24 und 25 
DSFinVBV-E, insbesondere die Felder „HERKUNFT“ und „HERKUNFT_SCHLUESSEL“. 

Die Felder „HERKUNFT“ und „HERKUNFT_SCHLUESSEL“ dienen der Kennzeichnung 
des Ursprungssystems und sind für die Sicherstellung der systemübergreifenden Prüfbarkeit 
von zentraler Bedeutung. 

In der Praxis sind diese Felder jedoch mit erheblichem Mehraufwand verbunden, da die erfor-
derlichen Herkunftsinformationen nicht nur im Finanzbuchhaltungssystem, sondern regelmä-
ßig in vorgelagerten Vorsystemen (z. B. Warenwirtschaft, Kasse, ERP oder Plattformsys-
teme) vorgehalten und angebunden werden müssen. Durch die Ausgestaltung als Pflichtfelder 
sind keine praktikablen Auswahlmöglichkeiten gegeben. 

Der damit verbundene systemübergreifende Implementierungs- und Abstimmungsaufwand 
wird im Entwurf nicht gesondert adressiert, obwohl er insbesondere in heterogenen System-
landschaften eine wesentliche Herausforderung darstellt. Eine gewünschte praxistaugliche 
Konkretisierung der Eindeutigkeit des Verweises, könnte durch eine vorgegebene Auswahl-
liste standardisierter Parameter der in § 21 Abs. 2 DSFinVBV-E genannten Taxonomie er-
zielt werden. 

Petitum: 
Die Anforderungen an die Felder „HERKUNFT“ und „HERKUNFT_SCHLUESSEL“ 
sollten praxistauglich konkretisiert werden. Insbesondere sollte klargestellt werden, in 
welchen Fällen eine Befüllung erforderlich ist bzw. ob eine vereinfachte Erfassung durch 
eine von der Finanzverwaltung vorgegebenen Auswahlliste umsetzbar ist. 

 

11. Synergiepotenziale zwischen steuerlicher Außenprüfung und der elektro-
nisch unterstützten Betriebsprüfung 

Der Diskussionsentwurf greift bestehende Synergiepotenziale zwischen der DSFinVBV und 
der elektronisch unterstützten Betriebsprüfung (euBP) nach § 28p SGB IV nicht auf. Dabei 
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wird mit der DSFinVBV gerade ein einheitlicher Datenstandard zur Vereinfachung und Be-
schleunigung von Prüfungen geschaffen. 

Eine fehlende Abstimmung führt dazu, dass Daten weiterhin parallel in unterschiedlichen 
Formaten für steuerliche und sozialversicherungsrechtliche Prüfungen bereitgestellt werden 
müssen. Das damit verbundene Entbürokratisierungspotenzial bleibt ungenutzt, obwohl ge-
rade im Zuge der Einführung der DSFinVBV die Gelegenheit für eine verwaltungsübergrei-
fende Harmonisierung bestünde. 

Petitum: 
Es sollte geprüft werden, inwieweit eine Abstimmung der DSFinVBV mit den Anforde-
rungen der euBP erfolgen kann, um Mehrfachaufwände zu vermeiden und vorhandene 
Synergiepotenziale für Steuerpflichtige, Arbeitgeber, Steuerberater*innen und Verwal-
tung zu erschließen. 

 

Zusammenfassung der Petiten: 

• Klarstellung, dass die DSFinVBV keine neuen materiellen Aufzeichnungspflichten 
begründet, insbesondere im Zusammenspiel von § 1 Abs. 4 und § 1 Abs. 5 DSFin-
VBV-E. 

• Ausschluss scharfer Rechtsfolgen bei rein technischen Export-, Format- oder Map-
pingfehlern, sofern die Buchführung materiell ordnungsgemäß und prüfbar ist. 

• Anpassung von § 3 Abs. 3 DSFinVBV-E: Zulassung dokumentierter Kontenauftei-
lungen bei Systemmigrationen. 

• Reduzierung des Datenumfangs nach §§ 4 bis 19 DSFinVBV-E auf gesetzlich auf-
zeichnungspflichtige und prüfungsrelevante Kerndaten. 

• Überarbeitung der Vorgaben zum Umsatzsteuerjournal nach §§ 12 bis 15 DSFin-
VBV-E. 

• Streichung oder Optionalstellung der Überleitung zur E-Bilanz nach § 16 DSFin-
VBV-E. 

• Veröffentlichung sämtlicher technischer Spezifikationen nach § 21 Abs. 3 DSFin-
VBV-E vor Beginn der Übergangsfrist. 

• Ergänzung einer Schutz- und Nichtbeanstandungsregel zu § 22 DSFinVBV-E für zu-
lässig leere Felder. 

• Erweiterung der branchenspezifischen Regelung des § 20 DSFinVBV-E um eine all-
gemeine Öffnungsklausel. 

• Verlängerung der Übergangsfrist nach §§ 24 und 25 DSFinVBV-E sowie Klarstel-
lung für gemischte Prüfungszeiträume. 

• Praxistaugliche Konkretisierung der Anforderungen an die Felder „HERKUNFT“ 
und „HERKUNFT_SCHLUESSEL“. 



 

10 
 

• Abstimmung der DSFinVBV mit den Anforderungen der elektronisch unterstützten 
Betriebsprüfung zur Vermeidung von Mehrfachaufwänden und Erschließung von Sy-
nergiepotenzialen. 

Die Einführung einer einheitlichen digitalen Schnittstelle kann einen sinnvollen Beitrag zur 
Digitalisierung steuerlicher Prüfungen leisten. Voraussetzung ist jedoch, dass der Standard 
verhältnismäßig, rechtssicher und praktisch umsetzbar ausgestaltet wird. Der aktuelle Ent-
wurf sollte daher vor seiner Verabschiedung entsprechend angepasst werden. 

 

Berlin, 11.06.2026 

Hauptverband der landwirtschaftlichen Buchstellen 

und Sachverständigen e. V. 


